
       

 

 

 

„Konversionstherapien“ zügig verbieten und ächten 
Abschlussbericht der Fachkommission erschienen 
 
Die zum geplanten Verbot von sogenannten Konversionstherapien eingerichtete 
Fachkommission hat nun ihren Abschlussbericht veröffentlicht. Dazu erklärt Gabriela 
Lünsmann, Mitglied im Bundesvorstand des Lesben- und Schwulenverbandes 
(LSVD): 
 
Der Lesben- und Schwulenverband (LSVD) dankt der Fachkommission für ihren 
ausführlichen Bericht. Wir fordern Gesundheitsminister Spahn nun dazu auf, zügig 
ein Gesetz vorzulegen, um die Durchführung, Bewerbung und Vermittlung dieser 
gefährlichen Angeboten zu verbieten. Hier müssen sich die Bundesärztekammer, die 
Landesärztekammern, die Psychotherapeutenkammer und die heilpraktischen 
Berufsverbände eindeutig positionieren und Verstöße auch berufsrechtlich ahnden. 
 
Für den LSVD ist klar, dass es für die effektive Ächtung ein Maßnahmenpaket 
braucht. Vor allem religiöse Autoritäten wie die Deutsche Bischofskonferenz oder die 
EKD müssen öffentlich vor solchen gefährlichen Pseudo-Therapien warnen. Zudem 
muss das Thema in die Lehrpläne der Schulen aufgenommen werden, um gerade 
Kinder und Jugendliche vor diesen gefährlichen Angeboten effektiv zu schützen. 
 
So darf es etwa keinerlei öffentliche Förderung für Institutionen geben, die solche 
„Behandlungen“ anbieten oder empfehlen. Ein eventueller Status der 
Gemeinnützigkeit oder als freier Träger der Jugendhilfe sollte aberkannt werden. 
Organisationen, die diese Angebote gut heißen, sollten mit Ausschluss aus 
Wohlfahrtsverbänden rechnen müssen.  
 
Zudem fordert der LSVD, dem Grundrecht intergeschlechtlicher Menschen auf 
körperliche Unversehrtheit endlich Geltung zu verschaffen. Ärztinnen und Ärzte in 
Deutschland unternehmen bis heute unnötige Genitaloperationen an Kindern. Diese 
Operationen sind keine Heileingriffe, sondern verletzen massiv die Menschenrechte, 
Selbstbestimmung und Würde von intergeschlechtlichen Menschen. Das von der 
Bundesregierung versprochene Verbot dieser Zwangsoperationen muss endlich auf 
den Weg gebracht werden. 
 
Hintergrund 
 
Gabriela Lünsmann aus dem LSVD-Bundesvorstand und Hartmut Rus vom LSVD-
Netzwerk „Mission Aufklärung“ waren Mitglied in der Fachkommission. Beide sind mit 
einem Aufsatz in dem Abschlussbericht vertreten:  
 
Gabriela Lünsmann „LSBTI* wirksam vor „Konversionsversuchen” schützen – Rechts-
und gesellschaftspolitische Anforderungen an staatliches Handeln. S. 191-201. 
 
Harmut Rus: „Die Ex-Gay-Bewegung in Deutschland und ihr Einfluss auf Jugendliche“. 
S. 202-215. 
 
Link zum Abschlussbericht  
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/K/
Konversionstherapie/190830_Abschlussbericht_BMH.PDF  
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Sogenannte „Umpolungs- und Konversionstherapien“ werden vor allem von religiös-
fundamentalistischen Organisationen angeboten. Ausgehend von einer Abwertung 
von gleichgeschlechtlicher Sexualität und Transgeschlechtlichkeit und mit dem 
Vorwand, ratsuchenden Menschen zu helfen, zielen diese Angebote ab auf eine 
Änderung von gleichgeschlechtlichem Sexualverhalten sowie der lesbischen, 
schwulen, bisexuellen oder transgeschlechtlichen Identität. Diese 
Behandlungsangebote haben massive Auswirkungen auf die psychische Gesundheit. 
Die Folgen sind oftmals soziale Isolation und Depressionen, die bis zum Suizid führen 
können. Der Weltärztebund kritisiert diese Therapien als „Verletzung von 
Menschenrechten“ und „unverantwortliche Verfahren“. Wissenschaftliche und 
medizinische Verbände auf nationaler und internationaler Ebene warnen seit 
Langem vor diesen Angeboten. 
 
 
Der Lesben- und Schwulenverband (LSVD) ist ein Bürgerrechtsverband und vertritt 
Interessen und Belange von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, trans- und 
intergeschlechtlichen Menschen (LSBTI). Menschenrechte, Vielfalt und Respekt – wir 
wollen, dass LSBTI als selbstverständlicher Teil gesellschaftlicher Normalität akzeptiert 
und anerkannt werden. 


